Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 3692 


Sdiriftlidier Beridit 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(20. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Abkommen vom 30. April 1964 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Türkei über 

Soziale Sicherheit 

— Drucksache IV/3312 — 


A. Bericht des Abgeordneten Langebeck 


1. Zum Gesetzentwurf 

Der Gesetzentwurf enthält die in Ratitikations- | 
gesetzen üblichen Vorschriften. Artikel 3 gibt 
darüber hinaus die Möglichkeit, außerordentliche | 
Belastungen auszugleichen, die durch das Ab- j 
kommen im Bereich der Krankenversicherung | 
entstehen können. ] 

2. Zum Abkommen 

Das Abkommen ist einer der üblichen zwischen- 
staatlichen Verträge über Soziale Sicherheit, wie 
sie die Bundesrepublik Deutschland auch mit 
einer Reihe anderer Staaten geschlossen hat. Es 
regelt auf der Grundlage der Gegenseitigkeit die 
Beziehungen der beiden Staaten auf dem Gebiet 
der Sozialen Sicherheit. Es erstreckt sich in der 
Bundesrepublik Deutschland auf die Krankenver- 
sicherung, die Unfallversicherung, die Renten- 
versicherung und das Kindergeld. Es gilt für 
deutsche und türkische Staatsangehörige sowie 
für deren Familienangehörige und Hinterblie- 
bene. 

Das Abkommen beruht im wesentlichen auf den 
Grundsätzen der Verordnungen Nr. 3 und 4 des 
Rats der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. 

Dies gilt vor allem für seine Vorschriften über 
die Gleichbehandlung der beiderseitigen Staats- 


angehörigen in ihren Rechten und Pflichten in 
bezug auf die Anwendung der Rechtsvorschriften 
über Soziale Sicherheit und die sich daraus er- 
gebende — regelmäßig uneingeschränkte — Ge- 
währung von Leistungen bei Aufenthalt im an- 
deren Vertragsstaat, 

die Zusammenrechnung der in den Versicherun- 
gen beider Staaten zurückgelegten Versiche- 
rungszeiten für die Wartezeit, 

die Gewährung von Aushilfeleistungen aus der 
Kranken- und Unfallversicherung des einen Staa- 
tes bei Aufenthalt des Berechtigten im anderen 
Vertragsstaat, 

die Gewmhrung von Teilrenten aus den Renten- 
versicherungen jedes Staates, wenn der Berech- 
tigte in beiden Staaten versichert war und 

die Gewährung von Kindergeld an Personen, die 
in dem einen Staat beschäftigt sind, für Kinder, 
die sich im anderen Staat gewöhnlich aufhalten. 

Der mitberatende Ausschuß für Arbeit hat in einem 
Schreiben seines Vorsitzenden vom 4. Juni 1965 
mitgeteilt, daß er der Vorlage zustimme. 

Der Ausschuß für Sozialpolitik hat in seiner Sitzung 
vom 28. Juni 1965 einstimmig beschlossen, dem 
Plenum des Deutschen Bundestages die Zustimmung 
zu dem Gesetzentwurf vorzuschlagen. 


Bonn, d(m 28. Juni 196ö 


Langebeck 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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Drucksache IV/3692 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache lV/3312 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 28. Juni 1965 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Langebeck 

Vorsitzender Berichterstatter 


angenommen in der 194. Plenarsitzung am 30. Juni 1965 



